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DIE EU IST GEGEN DICH! 

Die EU ist kein Bündnis der Völker sondern eins der 
Kriegstreiber und Ausbeuter! 

Heute gibt es 28 EU-Mitgliedsstaaten. Nach außen präsentieren 
sich diese als Garant von Wohlstand und Verteidiger europäischer 
Werte: Menschenrechte, Frieden, Demokratie. Im tägliche Leben 
merken wir arbeitender Leute jedoch, dass sie ein offen arbeiter¬ 
feindliches, imperialistisches und vor allem faschistisches Bündnis 
gegen uns und die Völker Europas und der Welt ist. 

...weiter auf Seite 8 


Die EU, Feind der Frauen 


Immer öfter wird in den letzten Monaten die EU, sowie die 
„europäische Kultur und Werte" als die Bastion der Verteidigung 
von Geschlechtergleichstellung bezeichnet. Doch egal wie oft die 
Herrschenden diese Lüge wiederholen werden, die Realität von zig 
Millionen Frauen in der EU sieht ganz anders aus. 


...weiter auf Seite 8 



Arbeiterrevolte in Bosnien 2014, gegen den "EU-treuen" 

Kurs der Regierung. 
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KREGSBUNDNS! 


Unterstützt den Volkskrieg in Indien! Fotos und Bericht zur internationalen Aktionswoche. 
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KONTAKT 

Redaktion der Antifaschisti¬ 
schen Aktion: 

red. afa@gmx. at 


WIEN 

Veranstaltung "100 Jahre Osteraufstand in Irland": Samstag, 16.04., 
17:00, Cafe West (Deinhardsteingasse/ Ecke Bachgasse - Blaue Tür) 

1. Mai Demonstration: 10:00 Oper 



VERKAUF 

Die Antifaschistische Aktion 

kann man in den folgenden 
Buchhandlungen kaufen: 

ÖGB Verlag Buchhandlung 
Rathausgasse 21 
1010, Wien 

Lhotzkys Literaturbuffet 
Taborstr. 28/Eing. 
Rotensterngasse 2 
1020, Wien 


LINZ 



Aktivistinnen Stammtisch: 

"I.Mai Straße frei!" Was ist los am 1 .Mai, dem internationalen 
Kampftag, warum auf die Straße? Und was machen wir in Linz... 
Losungen, Transpi, Schilder. 

Freitag 22. April | 19:00 | Gasthaus Alte Welt, Hauptplatz 2,4020 Linz 
- Nachbesprechung und internationale Neuigkeiten, am 4.5., gleicher Ort, 16:00 - 


LU 


"Kulturrevolution - was war das, was wird das sein?" 

Freitag 20. Mai | 1 9:00 | Gasthaus Alte Welt, Hauptplatz 2, 4020 Linz 


Librerfa Utopia - radical book- 
store vienna 
Preysinggasse 26-28 
1150 Wien 

Buchhandlung Alex 
Hauptplatz 21 
4020 Linz 

Buchhandlung "über 
wiederin" 

Erlerstraße 6 
6020 Innsbruck 

LESE-EXEMPLARE 

Arbeiterkammerbibliothek 
Wienerstraße 7 
7000 Eisenstadt 

Cafe Gagarin 
Garnisonsgasse 24 
1090 Wien 

Cafe Derwish 
Lerchenfelder Gürtel 29 
1160 Wien 

Kulturverein w23 
Wipplingerstrasse 23 
1010 Wien 


INNSBRUCK 

Kommt zum Stammtisch: 

Jeden 2. Freitag treffen wir uns um 20:00 Uhr im Gasthaus Steneck 
(Leopoldstr. 21) und diskutieren über verschiedene Themen. Kommt 
und macht mit! 

Freitag, 15.April | politische Gefangene in Indien 
Freitag, 29.April | Stammtisch zum I.Mai 


ARM TROTZ ARBEIT * 

»KAPITftLl ül 

ZERSCHLAGEN! 




1. Mai: Arbeiterinnen aller Länder vereinigt euch! 

Alle zur Demonstration für die Rechte von uns Arbeitern! 


ABO 

Es gibt die Möglichkeit die an¬ 
tifaschistische Aktion 11 Mal 
im Jahr per Post dirket nach 
Hause zu bekommen! 

Kosten: 20 Euro 
Bestellung an: 
red.afa@gmx.at 

Die Antifaschistische Aktion 
erscheint monatlich, jeweils 
zur Monatsmitte. 



***** 1 
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Helft mit die "Antifaschistische Aktion - Infoblatt 
II I zu verbreiten! 
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WIENER NEUSTADT 


Bunte Bürger-Querfront gegen Jugendliche und Migrantlnnen! 


Bei den letzten Stadtratswahlen 2015, 
ist im Rathaus Wiener Neustadt auch 
die FPÖ mit zwei Stadträten vertreten. 
Unter ihre Verantwortung fallen dabei 
unter anderem die Themen Soziales 
und Integration, abgedeckt durch 
Stadtrat Michael Schnedlitz, außerdem 
Jugend, Sport und Sicherheit, vertreten 
durch Markus Dock-Schnedlitz. Nach 
mehr als einem halben Jahr FPÖ in der 
Stadtregierung sieht man eindeutig, 
wohin die Reise geht: das Jugendzen¬ 
trum vor Ort wurde zugesperrt, das Ju¬ 
gendkulturhaus steht kurz vor dem Aus, 
da es mit massiven Förderungskürzun¬ 
gen zu kämpfen hat. Das städtische 
Pensionistenheim wurde privatisiert. 
Nachdem aber auch „Integration" in 
den Bereich der FPÖ-Stadträte fällt, 
kommt es auch hier zu massiven At¬ 
tacken: türkische Vereine dürfen 
städtische Räumlichkeiten für Veran¬ 


staltungen nicht mehr nutzen, angeb¬ 
lich wegen des Mangels an 
„gemischtem Publikum". Nicht Stadtrat, 
aber immerhin Gemeinderat der FPÖ 
ist in Wiener Neustadt ein gewisser Udo 
Landbauer. Er forderte zum wiederhol¬ 
ten Mal, dass „Kampfmaßnahmen ge¬ 
gen die Überschwemmung Wiener 
Neustadts mit Ausländern" getroffen 
werden müssten. Dass nun von offizi¬ 
eller Seite der Stadt Wiener Neustadt in 
Form ihrer Stadträte massiv gegen 
Flüchtlinge gehetzt wird und gleichzeit¬ 
ig die faschistischen „Identitären" bei 
einer ebendort abgehaltenen Veran¬ 
staltung „herzlich willkommen" ge¬ 
heißen werden, ist da nur folgerichtig. 

Nun sind Einsparungen, Privatisier¬ 
ungen und ausländerfeindliche Hetze 
etwas, was die FPÖ natürlich besonders 
gut kann. Doch in Wahrheit erledigt sie 


eigentlich nur die „Drecksarbeit", die 
von allen bürgerlichen Parteien gut ge¬ 
funden wird - und Wiener Neustadt ist 
da ein sehr gutes Beispiel dafür. Denn 
von wem wurde die FPÖ in den Stadtrat 
geholt? Wer lässt sie nach wie vor 
mitregieren? Wer sieht diesem Treiben 
zu, und tut nichts dagegen weil man 
gegen Privatisierungen und Einspar¬ 
ungen nichts prinzipiell einzuwenden 
hat? Die Grünen! Tatsächlich, Wiener 
Neustadt wird seit den letzten Wahlen 
von einem Bündnis ÖVP-GRÜNE-FPÖ- 
BÜRGERLISTE regiert. Wer nach den in 
Wiener Neustadt geschaffenen Tat¬ 
sachen noch immer behauptet, dass die 
Grünen „links" seien, dass sie vielleicht 
irgendwie doch „gegen Privatisierungen 
und Einsparungen" seien, dem ist wirk¬ 
lich nicht mehr zu helfen. Die Realität 
hier zeigt uns jeden Tag das wahre 
Gesicht der Grünen! 


INNSBRUCK 


Demo in Innsbruck am 2. April 


Am 2. April war eine Demonstration zu 
„refugees welcome - gegen die Festung 
Europa" in Innsbruck an der sich ca. 200 
Demonstrantlnnen beteiligten. Wir 
haben eigene Flugblätter unter dem 
Titel „Solidarität mit den Flüchtlingen - 
Tod dem imperialistischen Krieg" ver¬ 
teilt. Wir positionierten uns vor allem 
gegen den immer offener werdenden 
Faschismus in Österreich und Europa, 
die antimuslimische Hetze und den Im¬ 
perialismus als Hauptfeind der unter¬ 
drückten Völker und Nationen. 

Unser „Block" war der einzige der kon¬ 
sequent Parolen angestimmt und den 
politischen Protest in die Massen getra¬ 
gen hat. Sehr positiv ist hervorzuheben, 
dass viele bei den Parolen mitges- 
chriehen haben und auch teilweise 
selbst Parolen anstimmten. Vor allem 
die Losung „Das wahre Gesicht ihrer 
Demokratie - Massenmörder das sind 
sie!", „Schulter an Schulter gegen 
Faschismus" wurden gut aufgenommen. 

Was wirklich zu kritisieren ist, ist die 
Lautsprecher-Musik, welche die Parolen 
zu übertonen versuchte. Als Argument 
dafür wurde „sonst ist ja die Demo so 


leise" genannt. Aber was wollen wir 
damit aussagen, wenn unsere 
Schwäche mit lauter Musik kaschiert 
werden soll? Das ist die falsche Antwort 
auf das Problem. Die richtige ist es, auf 
unsere eigene Kraft und die Massen zu 
vertrauen. Denn durch die laute Musik, 
wird den Demonstrantlnnen jede Mög¬ 
lichkeit genommen überhaupt etwas zu 
schreien. Obwohl gebeten worden ist, 
die Musik doch leiser zu drehen, oder 
abzuschalten, wurde dies nicht 
gemacht! Es scheint, als ob sie gar nicht 
wollten, dass der politische Protest im 
Vordergrund steht. Nächstes Mal 


Korrespondenz eines Aktivisten des 
Revolutionären Aufbaus 

müssen wir noch konsequenter ver¬ 
suchen, einen lautstarken Protest vor¬ 
anzubringen! 

Es ist vor allem wichtig den antiimperi¬ 
alistischen Kampf zu propagieren, weil 
der Imperialismus die Ursache der 
Flucht ist. Es ist eben zu wenig immer 
nur „Flüchtlinge Willkommen" zu rufen, 
oder laute Musik abzuspielen, aber den 
Imperialismus und die fehlenden de¬ 
mokratischen Rechte für Flüchtlinge 
und Migrantlnnen nicht aufzugreifen. 
Konsequenter Antirassismus muss eben 
auch Antiimperialismus sein! 
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UNGARN 


Massenproteste gegen Orban-Regierung! 


Am 15. März dieses Jahres trat in Un¬ 
garn das erste Mal die Protestbewe¬ 
gung „Ich will unterrichten!" an die 
Öffentlichkeit. Das Datum war sym¬ 
bolträchtig gewählt, handelt es sich 
doch beim 15. März um den ungar¬ 
ischen Nationalfeiertag, der von der 
Regierung Orban zu allerlei rechtem, 
nationalistischem Trubel missbraucht 
wird. Die Protestbewegung ging von 
demokratisch gesinnten Lehrkräften 
und Schülerinnen aus und brachte bei 
ihrer ersten Demonstration auf Anhieb 
über 10.000 Menschen auf die Straße. 
Die hauptsächliche Forderung besteht 
in der Abschaffung bzw. Rücknahme 
der Schulreform, die es erlaubt, dass 
die staatliche Schulbehörde KLIK 
Direktoren und einzelnen Lehrkräften 
direkte ideologische Unterrichtsan¬ 
weisungen geben kann - nicht nur 
allgemein, sondern auch auf Einzelfälle 
bezogen. Das bedeutet, dass sich die 
Regierung ein direktes Durchgriffs¬ 
recht gesichert hat. Gleichzeitig wurde 
das sogenannte „Karrieremodell" 
eingeführt, was praktisch zur Folge 
hat, dass besonders angepasste und 
unkritische Schülerinnen leichter in die 
nächste Klasse aufsteigen können - 
also die Weltanschauung der Schüler¬ 
innen ausdrücklich entscheidender 
Teil der Schullaufbahn wird. Ähnliches 
gilt bei Lehrkräften: Je mehr Initiative 
sie in Fragen der ideologischen 
Erziehung zeigen, desto besser können 
sie im Gehaltsschema aufsteigen. Die 


Lehrergewerkschaft wurde mit diesem 
Gesetz gleich mit zerschlagen und 
durch eine im Ministerium an¬ 
gesiedelte „Zunftvertretung" ersetzt. 

Das alles sind nur die Spitzen der Um¬ 
wertungen, denen das ungarische 
Bildungswesen derzeit ausgesetzt ist. 
Umso wichtiger ist, dass der Protest 
der Lehrerinnen und Schülerinnen 
sich derzeit immer mehr ausweitet 
und gerade eine Phase der regionalen 
Aktionen und Organisierung erlebt. In¬ 
zwischen sind ein Großteil der 7.000 
staatlichen Schulen Schauplätze des 
Protestes geworden und Vertreter¬ 
innen der Bewegung, die Anfangs von 
der Regierung ignoriert wurde, 
mussten schon zu Verhandlungsge¬ 
sprächen eingeladen werden. Dabei 
wurden ihnen verschiedene Angebote 
gemacht, doch die Vertreterinnen 
handelten im Sinne der rebellierenden 


Massen und blieben hart. Sie bezogen 
eindeutig Stellung: Die jüngsten 
Bildungsreformen müssen fallen! Da¬ 
raufhin wurden die Verhandlungen auf 
Eis gelegt. Die Bewegung „Ich will un¬ 
terrichten!" lässt sich jedoch von der 
Position der Orban-Regierung nicht 
mürbe machen oder einkochen. Im 
Gegenteil, derzeit sind die nächsten 
Schritte des Protestes geplant: Sollte 
sich die Regierung nicht bewegen, soll 
rund um den kommenden 1. Mai 
zusammen mit Initiativen aus anderen 
Branchen die das Anliegen von „Ich will 
unterrichten!" unterstützen zum Gen¬ 
eralstreik aufgerufen werden. Wird 
dieser umgesetzt, wäre das der erste 
Generalstreik seit dem Fall des 
„Eisernen Vorhangs", der von basisor¬ 
ganisierten Kräften ausgerufen wird, 
und nicht von offiziellen, in den Staat¬ 
sapparat eingebundenen Gew¬ 
erkschaften. 




Am 31.3 fand in Wien eine Informationsveranstaltung der "An¬ 
tiimperialistischen Gruppe Ottakring" zum Anlass des 
Jahrestages der NATO-Bombardierung auf Ex-Jugoslawien statt . 
Schwerpunkte waren neben der besonderen Stärke des ös¬ 
terreichischen Imperialismus in dieser Region die politische 
Rolle Österreichs aber auch die aktuellen und letzten großen 
Protestbewegungen in den jugoslawischen Nachfolger¬ 
staaten. 

Der österreichische Imperialismus ist vielleicht internation¬ 
al eine Fliege im Vergleich zu den USA, China und Russland. 
Am Balkan hat er jedoch eine besondere Position. Öster¬ 
reichisches Kapital (Banken und Konzerne) ist besonders 
stark in Bosnien, im Kosovo und in Kroatien und dominiert 
die dortige Wirtschaft. Der österreichische Imperialismus 
ist schuld an der schlechten Lebenssituation der Menschen 


in diesen Ländern. 

Er ist in diesen Ländern aber 
nicht nur wirtschaftlich stark. 

Nein. Das "neutrale" Österreich 
hält Bosnien und den Kosovo 
mit über 800 Soldaten auc 
direkt militärisch besetzt, deren 
Hauptaufgabe die Aufstandsbekämpfung ist. 

Gegen diese Unterdrückung formiert sich Widerstand. Ob 
Bauernproteste und anti-EU Proteste in Kroatien, anti NATO- 
Proteste in Montenegro und in Serbien jugend und Arbei¬ 
terrevolten in Bosnien oder Frauenproteste im Kosovo. Sie 
gewinnen nicht nur an Stärke, sondern richten sich auch 
zunehmend gegen die imperialistische Unterjochung ihrer 
Länder. Das Thema ist und bleibt aktuell. 
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EINGEKASTELT 


Freiheit für die inhaftierten Aktivistinnen der 
ATIK 

Ein weiteres Jahr, in dem sie unsere Unterstützung 
brauchen! Ein weiteres Jahr, in dem wir ihren revolu¬ 
tionären und demokratischen Kampf verteidigen und 
weiterführen müssen! 

Diesen Monat, am 15-April, jährt sich die Festnahme der 
11 inhaftierten Atik-Mitglieder. Bis jetzt saßen sie ein Jahr 
ohne Verhandlung, zumeist in Isolationshaft und unter 
überaus repressiven Bedingungen im Gefängnis. 

Sie unterstützen mit ihrer Tätigkeit unter anderem den 
revolutionären Kampf gegen den offenen Faschismus in 
der Türkei, den Kampf für die Befreiung des Volkes in der 
Türkei und Kurdistan, den Kampf gegen den IS und den 
Kampf gegen Faschismus und Imperialismus in Europa. 
Sie zu unterstützen heißt hartnäckig den Kampf 
"draußen" weiterzuführen, aber sie auch "drinnen" zu un¬ 
terstützen. 

Die inhaftierten Aktivistinnen sind nach dem "Terror- 
Paragraphen" §129 a-b angeklagt, das heißt die Unter¬ 
stützung und Finanzierung einer terroristischer Vereini¬ 
gung. Doch ihr Kampf und der des türkischen und 
kurdischen Volkes ist gerechtfertigt! 

Die Verhandlungen starten im Juni und voraussichtlich 
soll es 50-70 Verhandlungstage geben, was unglaublich 


viel ist. Wenn sie nicht verurteilt werden, bedeutet es 
trotzdem den finanziellen Ruin aufgrund der Prozesskos¬ 
ten. Auch deswegen müssen sie unterstüzt werden! 

Die EU steht hinter dem faschistischen türkischen Staat 

Man darf die Rolle der führenden imperialistischen EU- 
Staaten nicht außer acht lassen, denn sie stehen hinter 
dem türkischen Staat bei der Repression gegen die 
Bevölkerung. Die bekannten "F-Typ"-Gefängnisse, die eine 
totale Isolation der Gefangenen bedeuten, sind im Jahr 
2000 nach Inspiration der EU-Richtlinien für den Straf¬ 
vollzug eingeführt worden! Für die über 10.000 polit¬ 
ischen Gefangenen in der Türkei bedeutete das extreme 
Verschlechterung und löste 
dadurch massive Proteste und 
einen der größten Hungerstreiks 
in der jüngeren Geschichte inner¬ 
halb der Gefängnisse aus, der 
über 2847 Opfer forderte. 

Der Kampf im Gefängnis ist mit unserem verbunden! 

Es ist die Aufgabe aller Revolutionäre und Demokraten die 
inhaftierten Atik-Aktivistlnnen zu unterstützen und ihren 
gerechtfertigten Kampf zu verteidigen! 



Protest gegen die Schließung der Brennergrenze 


Am Sonntag, den 3. April fand eine in¬ 
ternationale Demonstration gegen die 
Festung Europa am Brenner (Grenze 
Österreich/Italien) statt, bei der sich ca. 
1000 Personen aus Österreich, 
Deutschland und Italien beteiligten. 

Medial wurde mit Worten wie "Demo 
am Brenner eskalierte", "Fünf Polizisten 
verletzt (...)", "Festnahmen nach Demo 
am Brenner (...)" usw... der Protest del- 
egitimiert und von Landeshauptmann 
Platter wurde sofort "verlangt nach 
harten Strafen" tituliert. Dass an der 
Brennergrenze schon seit über einem 
halben Jahr Kontrollen, Rückschiebun¬ 
gen, usw. alltäglich sind wird dort nicht 
aufgegriffen. 

Während der Demo wurden die 
Demonstrantlnnen durch die Polizei am 
Weitergehen gehindert. Diese versucht¬ 
en die Blockade zu durchbrechen und 
wurden mit Schlagstöcken und 
massiver Anwendung von Tränengas 
daran gehindert. 

Der militante Protest gegen die 
faschistische und rassistische Flücht¬ 
lingspolitik ist gerechtfertigt! Die Polizei 


und das Heer sorgen dafür, dass in 
ganz Europa Flüchtlinge eingesperrt, in 
Massenlager gepfercht und von ihrem 
Weiterkommen durch Gewalt und Schi¬ 
kane gehindert werden oder gleich zu¬ 
grunde gehen. Sie führen die 
faschistischen Reglementierungen aus, 
deswegen richtet sich der Protest 
natürlich auch gegen sie. 

Außerdem blockierten die Demonstran¬ 
tlnnen ca. 1,5 Stunden einen Zug, um 
gegen die rassistischen Kontrollen und 


die Schließung der Grenzen zu 
protestieren. 

Wir müssen diese Aktionen verteidigen 
und konsequent gegen Rassismus, 
Faschismus und Imperialismus kämp¬ 
fen. Vor allem der internationale 
Charakter der Demonstration ist be¬ 
sonders hervorzuheben, da die Grenz¬ 
schließung natürlich immer mehrere 
Länder betrifft und unser Kampf ein in¬ 
ternationaler ist! 
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ÖSTERREICH 


DIE EU IST GEGEN DICH! 

Die EU ist kein Bündnis der Völker sondern eins der Kriegstreiber und 
Ausbeuter - 


Ein arbeiterfeindliches Projekt 


Ein imperialistisches Projekt 


Zwei der "Grundpfeiler der EU" sind freier Per¬ 
sonenverkehr und freier Kapitalverkehr. Doch 
diese oberflächliche Gleichberechtigung ist, so 
wie jede bürgerliche Gleichheit, zu Gunsten des 
Kapitals gewichtet. Was bedeutet das in der 
Praxis? 

Freier Kapitalverkehr bedeutet das Geld und In¬ 
dustrie ohne Auflagen dorthin gehen können wo 
sie am meisten Profit sehen. Das tun sie nicht 
immer, sonder nutzen potentielle Abwanderung 
auch als Drohung um Druck auf die Arbeiter¬ 
klasse im eigenen Land zu erhöhen und so 
Kündigungen, Lohndumping und Arbeitszeitver¬ 
längerungen leichter durchzudrücken. 

Freier Kapitalverkehr bedeutet auch, dass 
Privatisierungen vorangetrieben werden. Ein 
Beispiel aus Österreich ist die Post, die im Rah¬ 
men der Liberalisierung des EU-Postmarktes 
umstrukturiert wurde. Dreiviertel der Postämter 
wurden geschlossen, viele verloren ihren 
Arbeitsplatz und die die neu aufgenommen 
werden, verdienen heute 30% weniger. Alles im 
Nahmen des Profits, denn gleichzeitig stiegen 
die Gewinne der Aktionäre drastisch an. 

Von neuen Arbeitsbedingungen, die die EU 
geschaffen hat profitieren auch die Aktionäre 
der ÖBB. Für das Zug-Catering wurde in Ungarn 
eine Tochterfirma gegründet, die Arbeiterinnen 
aus Ungarn in Österreich zu ungarischen 
Löhnen (ca. die Hälfte) arbeiten lässt. Ein per¬ 
fektes Zusammenspiel der beiden Säulen freier 
Personenverkehr und freier Kapitalverkehr - 
und das sind nur zwei Beispiele! 

Aber die Reaktion daraus kann nicht der na¬ 
tionale Chauvinismus sein, und das nicht nur 
aufgrund von internationalisierten Prinzipien. 
EU-Austritt und Grenzschließungen würden an 
dieser Situation nichts ändern, die Ausbeuter 
würden einfach andere Wegen finden, um uns 
gegeneinander auszuspielen. Und wir würden 
uns nur selbst schwächen, wenn wir uns von 
unseren Kampfgenossen spalten! Ein sehnen 
nach irgendeiner „goldenen Ära" der stabilen 
Sozialdemokratie ist sowieso komplette 
Träumerei, war diese doch auf Sand gebaut. 


Der Massenmord an Flüchtlingen durch die rassitische Asyl- und 
Grenzpolitik der EU ist heute schon vielen bekannt, darüber berichtet 
wir auch häufig in der "Antifaschistischen Aktion". Weniger bekannt 
sind jedoch die militärischen Operationen der EU an denen auch Sold¬ 
aten des "neutralen" Österreichs beteiligt sind. So gibt es Beispiels¬ 
weise eine gemeinsame Europäische Sicherheitsstrategie. In diesem 
definiert sich die EU als Stabilitätsraum für die eigenen Mitglieder und 
Nachbarregionen, wie zum Beispiel die Ukraine und Russland. Was hat 
dies jedoch mit aktuellen und vergangenen militärischen Operation¬ 
en der EU in z.B: Tschad, Kongo und Somalia zu tun? Sicherheit 
bedeutet für die EU (und das ist der offizielle Standpunkt) auch die 
Sicherung von Rohstoffquellen, Handelsrouten und Kapitalinteressen 
im Allgemeinen. 

Österreich beteiligt sich finanziell an allen militärischen Missionen der 
EU, aber in einigen Fällen auch mit eigenen Soldaten. Zum Beispiel an 
der Operation EUFOR/ALTHEA in Bosnien. Von den ca. 800 Soldaten 
stellt Österreich mit über 320 den größten Anteil. Auch wird der Ober¬ 
befehlshaber der EU-Truppen dort vom österreichischen Bundesheer 
gestellt. Gerechtfertigt wird diese Mission zum Beispiel mit Aussagen 
wie "Die Sitaution ist relativ ruhig, aber es köchelt unter der Ober¬ 
fläche" (EUFOR-Kommandant, der österreichische Generalmajor Di¬ 
eter Heidecker). Andere Beispiele für österreichische Truppen im 
Ausland (in den meisten Fällen im Rahmen der EU) sind: Tschad, Mali, 
Libanon und sogenannte "neutrale" Beobachter in der Ukraine. 

Eine neue Stufe erreicht das Militärbündnis EU mit den Euro Battle- 
groups. Diese stellen eine Kampftruppe mit einer Stärke von 1.500 
Soldaten dar, die jederzeit mobilisiert werden können. Auch an diesen 
beteiligt sich Österreich. 

Bedeutet das, das alle EU-Staaten Imperialisten sind? Nein, und die 
einzelnen EU-Staaten sind auch nicht gleichberechtigt. Die EU besteht 
einerseits aus einem Kern imperialistischer Staaten, die sie als 
Werkzeug nutzen andere Länder (sowohl innerhalb als auch außer¬ 
halb) zu unterjochen und auszubeuten. Das zeigt sich am deutlichsten 
am Beispiel Griechenlands, das in den letzten Jahren komplett aus¬ 
geschlachtet wurde. 
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Ein faschistisches Projekt 

Faschismus ist viel mehr als nur ein 
paar repressive Gesetze - er ist der 
politische Ausdruck des Imperialismus, 
die direkte Herrschaft des Finanzkapit¬ 
als. In der Praxis ist dies oft auch mit 
einer demokratischen Fassade und 
Parlament vereinbar. 

Dass bei der EU Außenpolitik Imperial¬ 
ismus und Faschismus Hand in Hand 
gehen ist klar. Das offensichtlichste 
Beispiel dafür ist die Ukraine, wo die EU 
eine Hauptstütze der faschistischen Re¬ 
gierung in Kiew ist, um ihren Ein¬ 
flussbereich zu sichern. 

Aber die EU ist auch nach innen hin 
nicht weniger faschistisch - ganz im 
Gegenteil! Das wahrscheinlich of¬ 
fensichtlichste Beispiel hierfür ist die 
Tendenz hin zu einem gemeinsamen EU 
Geheimdienst. Nach jedem Terroran¬ 
schlag der letzten Zeit wurde die For¬ 
derung danach seitens der bürgerlichen 
Politik immer lauter. So wie das ge¬ 
meinsame Vorgehen, demokratische 
Rechte zu verstümmeln und aus¬ 
zuhebeln. 

Ursprung der EU 

Die Wurzeln der EU liegen in dem 
veränderten Kräfteverhältnis nach 
dem zweiten Weltkrieg. Die Imperi¬ 
alisten Europas hatten viel an Macht 
verloren. Auf der einen Seite stand 
nun die neu entstandene Super¬ 
macht USA, auf der anderen ein 
sozialistisches Lager und starke 
Arbeiterbewegungen in den eigenen 
Ländern. So schlossen sich diese 
Staaten zusammen um ihre 
Herrschaft abzusichern und aus¬ 
zubauen. Von Anfang an waren EU 
und ihre Vorgänger also offensicht¬ 
lich ein Projekt der herrschenden 
Ausbeuterund Kriegstreiber. 

Zu Beginn waren es vor allem 
Wirtschaftsvernetzungen und Ver¬ 
träge, die mehr und mehr ausgebaut 
wurden. Man sah jedoch bald, dass 
mehr politische, und somit auch 
zwingend militärische Zusammen¬ 
arbeit notwendig war. So entstand 
die EU. 


* 


Eine andere EU? 


Kritik wird häufig an der EU 
geübt, von rechts und von 
links. Manche lehnen sie 
komplett ab, die Mehrheit 
von ihnen wünscht sich je¬ 
doch eine andere, bessere 
EU. Was kann man sich von 
solchen Hoffnungen er¬ 
warten? 

Die EU ist ein durch und 
durch imperialistisches 
Projekt. Imperialismus 
bedeutet Reaktion auf gan¬ 
zer Linie. Das sind keine Nebensächlichkeiten die man sich wegwünschen kann, 
sondern grundsätzliche Tatsachen. 

Oft wird zum Beispiel behauptet, dass die FPÖ generell gegen die EU ist. Sieht 
man sich ihre Forderungen jedoch genauer an, erkennt man, dass die domin¬ 
ante Gruppe in der Partei nur eine schärfere/repressivere Politik der EU wollen. 
Natürlich kritisiert die FPÖ die EU, aber nur weil sie ihrer Ansicht nach zu lib¬ 
eral ist und sie für Österreich eine stärkere Rolle in der EU haben möchten. 
Gerade für die EU-Wahlen mobilisierte diese Partei enorm. Immerhin ist es 
notwendig die "Österreichischen Interessen" innerhalb der EU stark zu vertre¬ 
ten. 

"Linke" EU-Kritiker reden hingegen oft von ihrer Vision einer solidarischen EU 
im Gegensatz zu einer der Banken und Konzerne. Sie treten für eine sozial-lib¬ 
eralere EU-Politik ein. Gegen Sparpakete, Kriegstreiberei und den Massenm¬ 
ord an Flüchtlingen. Natürlich hören sich solche Forderungen schön an, sie 
sind jedoch nicht mit der Realität der EU vereinbar. 



Die EU befindet sich, wie mächtig sie auch erscheinen mag in einer funda¬ 
mentalen Krise. Es handelt sich nicht nur um eine wirtschaftliche Krise der EU 
die sich an der steigenden Arbeitslosigkeit und der stagnierenden Wirtschaft 
zeigt. Es handelt sich auch um eine politische Krise. Es wird innerhalb der EU 
immer schwieriger Kompromisse zu finden. So droht beispielsweise Großbrit¬ 
annien seit einiger Zeit mit einem EU-Austritt und vor kurzem wurde in den 
Niederlanden in einer Volksabstimmung das Assoziationsabkommen zwischen 
der EU und der Ukraine abgelehnt. Und obendrein steht der Kampf zwischen 
Deutschland und Frankreich um die Vormachtstellung seit jeher im Mittelpunkt. 
Die EU befindet sich aber auch in einer ideologischen Krise. Innerhalb des 
Volkes gibt es sehr wenige Illusionen in die EU. An den EU-Wahlen 2014 
beteiligten sich in Österreich nur 45%, Tiefstand war die Slowakei mit 23%. Die 
Heuchelei von wegen Demokratie ist auch nicht mit der Realität der EU verein¬ 
bar. 

Die EU wird aus dieser dreifachen Krise nicht herauskommen, sie geht ihrem 
Untergang entgegen. Jeder der sich für eine Reform der EU einsetzt zögert be¬ 
stenfalls diesen Prozess heraus, hauptsächlich werden dadurch aber gefähr¬ 
liche Illusionen geschürt. 


Auch wenn du die EU in ihrer jetzigen Form durchaus an ihren eigenen Wider¬ 
sprüchen auseinandergehen könnte, können die EU-lmperialisten selbst je¬ 
doch nur von den Völkern besiegt werden, die heute von ihr unterdrückt und 
ausgebeutet werden - der Widerstand nimmt zu! 

Nur wenn der Imperialismus geschlagen wird können sich die Völker wirklich 
gleichberechtigt begegnen! 
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FEMINISMUS 


Die EU: Ein Feind der Frauen 


... weiter von Seitei 

Seit dem Bestehen der EU hat sich die 
doppelte Unterdrückung und Ausbeu¬ 
tung der Frauen keinesfalls verringert, 
im Gegenteil, sie wurde verschärft. Be¬ 
sonders klar sehen wir dies bei den un¬ 
terdrückten Ländern in der EU, vor 
allem den Ländern des Balkans und Os¬ 
teuropas, die sich die EU durch den 
barbarischen Krieg gegen Jugoslawien 
einverleibte. Doch auch in den imperi¬ 
alistischen Ländern hat sich die Situ¬ 
ation verschärft. 

So hat sich beispielsweise in Österreich 
die Teilzeitarbeit seit 1995 mehr als ver¬ 
doppelt, die zu 80% von Frauen ausge¬ 
führt wird. Der Aufbau eines 
gigantischen Billiglohnsektors, der zum 
Großteil von Frauen besetzt ist, führte 
zur Verarmung von zahlreichen Frauen 
(heute gelten ca. 20% der Frauen in der 
EU als arm), und damit zu einer Vertie¬ 


fung der Abhängigkeit der Frauen von 
Männern und Staat geführt. 

Vor allem im Bereich des Schwanger¬ 
schaftsabbruch, verstärkte sich die 
politische Unterdrückung. Der Europa¬ 
rat legte mit seinem Beschluss „Gegen 
das Recht auf Abtreibung" 2010 die le¬ 
gale Grundlage für weitere faschistische 
Vorstöße gegen Frauen. Es wurde Beis¬ 
pielsweise in Spanien, Ungarn und 
Polen versucht das gänzliche Verbot 
von Abtreibung durchzuboxen (wie in 
Irland), was in Spanien und Polen durch 
den Kampf zehntausender Frauen ver¬ 
hindert werden konnte. Gleichzeitig 
blüht das Geschäft mit illegalen Ab¬ 
treibungen in Europa, aus denen Profit 
geschlagen wird (die Kosten für eine 
Abtreibung schwankt in Europa zwis¬ 
chen 500 und 1500 Euro), und 
tausenden Frauen jährlich das Leben 
kosten. Nicht nur macht die EU 
Geschäft mit illegalen Abtreibungen, 


ebenso bereichern sie sich mit dem 
Handel von Frauen und Kindern, in Ös¬ 
terreich vor allem aus Rumänien, Bul¬ 
garien und Kroatien, sowie mit dem 
Elend von Flüchtlingsfrauen. Beispiels¬ 
weise ist die einzige „legale" Arbeit der 
geflüchtete Frauen in Österreich 
nachgehen dürfen, neben der Saison¬ 
arbeit (für die man allerdings Deutsch 
sprechen muss!), die Prostitution. 

Es ist nicht zu leugnen, dass vor allem 
die Frauen zu einer Kraft geworden 
sind, die besonderes Interesse am 
Kampf gegen die volksfeindliche EU 
haben, die vermehrten Proteste, Rebel¬ 
lion und Demonstrationen beweisen es. 
Die EU liegt nicht im Interesse der 
Frauen, die Frauen haben Interesse 
daran dieses patriarchale imperial¬ 
istische Bündnis zu zerschlagen und 
den Weg der proletarischen Revolution 
zu gehen. 


BERICHT 


Kundgebung in Solidarität mit dem Kampf der Frauen in Polen 


Am Samstag, den 9. April, fanden in 
zahlreichen Städten Europas Protestak¬ 
tionen zur Unterstützung des Kampfes 
der Frauen in Polen statt (die größte 
davon in Irland), darunter auch eine in 
Wien. 

Der Kampf der Frauen richtet sich ge¬ 
gen das neu vorgeschlagene Gesetz zur 
weiteren Verschärfung der Abtreibung¬ 
sregelungen. Das Gesetz würde Frauen 
nur bei der „Bedrohung für Leib und 
Leben der Mutter" einen Schwanger¬ 
schaftsabbruch erlauben. Auch jetzt ist 
Abtreibung in Polen nur unter drei Fäl¬ 
len erlaubt: Bei einer Bedrohung für 
Leib und Leben der Mutter, einer fest¬ 
gestellten irreversiblen schweren 
Schädigung des Embryos sowie bei ein¬ 
er durch Vergewaltigung oder Inzest 
herbeigeführten Schwangerschaft. 
Dieses Gesetz treibt heute schon jähr¬ 


lich über 200.000 Frauen zu illegale Ab¬ 
treibungen. Jene die es sich leisten 
können müssen etwa 1.300 Euro 
bezahlen, wenn sie einen Arzt dafür 
finden. Die Frauen der Arbeiterklasse 
und untersten Teile der Massen wer¬ 
den dazu getrieben, zu „Engelmacher¬ 
innen" zu gehen oder die Abtreibung 
selbst durchzuführen, was zu massiven 
Gesundheitsschädigung und auch zum 
Tod unzähliger Frauen führt. Nicht um¬ 
sonst war das Symbol der Frauenpro¬ 
teste in Polen ein Kleiderbügel aus 
Metall, oft benützt für illegale Ab¬ 
treibungen. 

Der Vorschlag zum neuen Gesetz wur¬ 
den von klerikal-faschistischen Ab¬ 
treibungsgegnern gemacht, mit 
Unterstützung der katholischen Kirche 
und ihrer Bischöfe sowie der 
faschistischen Partei PiS (Recht und 



Gerechtigkeit). 


Die Beteiligung von knapp 150 solidar¬ 
ischen Menschen, sowie einigen State¬ 
ments bei der Kundgebung in Wien 
zeigen, dass sich auch in Österreich 
viele Frauen und Männer gegen die 
Unterdrückung von Frauen durch 
faschistische Paragraphen stellen. 

Am Tag der Kundgebung wurde 
bekannt, dass der Kampf der Frauen 
gegen das neue faschistische Ab¬ 
treibungsgesetz erfolgreich war. Das ist 
ein guter Schritt. Der Kampf der Frauen 
muss aber weitergeführt werden, denn 
selbst ohne das neue Gesetz ist der 
Schwangerschaftsabbruch legalisiert 
und eine Frage des Geldes. 










ÖSTERREICH 
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TIROL 


Ein weiterer Wahlkampf - aber nicht für uns! 


Die EU schädigt unsere 
Gesundheit! 

Seit dem EU-Beitritt hat sich der 
LKW-Verkehr in Österreich verdop¬ 
pelt, auf der Ost-West Transitroute 
sogar verdreifacht. 

Im Zeitraum zwischen 2000 und 
2007 stieg der alpenquerende LKW- 
Verkehr um ca. 25% an. Öster¬ 
reichische Regierungsvertreter, wie 
damaliger Verkehrssekretär Kukacka, 
sagen offen, dass dies ganz klar aus 
den politischen Verordnungen der 
EU- Mitglieddschaft herrührt. 

In Tirol, das besonders vom Transit¬ 
verkehr betroffen ist, konnten sekt¬ 
orale Fahrverbote, die der Bevölker¬ 
ung zu gute kämen, mit Hilfe des 
Europäischen Gerichtshof leicht 
niedergeschmettert werden. 

Die Leidtragenden sind vor allem die 
Menschen und ihre Gesundheit. Im 
Tiroler Inntal wurden überhöhte 
Stickoxid- und Feinstaubwerte 
gemessen, die dazu geführt haben, 
dass sich seit 2002 schwere Atem¬ 
wegserkrankungen von Kindern ver¬ 
doppelt haben. Bei den Erwachsenen 
sind entlang der Transitrouten in 
Tirol mittlerweile 4% der Kreb¬ 
serkrankungen auf Dieselruß 
zurückzuführen! 


Leserbrief: 

Van der Bellen ist Studen¬ 
tinnenfeindlich 

A. Van der Bellen spielt sich als 
ehemaliger Uniprofessor als 
großer Vertreter der Jugend und 
der Studentinnen auf, der 
„beeinflusst durch die Studen¬ 
tinnenbewegung 1968" sich für 
die Rechte der Studentinnen er¬ 
setzen wird. In der Realität ist er 
einer der prominentesten Ver¬ 
treter der Einführung von Studi¬ 
engebühren für alle 

Studienrichtungen. Das bedeutet 
vor allem einen Angriff auf die 
Studentinnen aus der Arbeiter¬ 
klasse und den untersten Teilen 
der Bevölkerung. 

Alex, Studentin 


Man hat das Gefühl der eine Wahlkampf löst den anderen ab, die Personen 
unterscheiden sich nur minimal voneinander, die Positionen auch. Ein 
besonders origineller Kandidat ist auch wieder dabei, diesmal Lugner, über 
den man sich den Mund zerreißen kann. Als ob wir nicht schon genug 
Werbematerial mit alten Männern hätten, müssen wir sie uns jetzt schon 
wieder an jeder Straßenecke anschauen - doch die Wahl ist sowieso nicht 
für uns, es sind die Wahlen der Herrschenden. Daher ist es prinzipiell egal 
welcher Partei er angehört, oder wie „unabhängig" er ist. 

Heute sind wir in einer Lage wo der offene Faschismus in Europa als Mittel 
zur Unterdrückung der Völker immer mehr genutzt wird. Die Muslime 
werden als Terroristen dargestellt, Flüchtlinge seien der Grund um 
Ausnahmegesetzte einzuführen, den Staatsschutz voranzutreiben und 
nach außen und innen aufzurüsten - leidtragend ist jedoch immer die 
gesamte Bevölkerung! Es wird nicht einmal als Notwendig erachtet, wirklich 
relevante Dinge für die Arbeiterinnen aufzugreifen, wie Lohn, Arbeit, 
Wohnen, Kinderversorgung, Schule usw. Der Bundespräsident ist 
Repräsentant für einen Staat der nicht den Bedürfnissen der darin 
lebenden Bevölkerung dient, sondern nur jenen der Reichen und 
Mächtigen! 

Dass es ein Kasperltheater ist welcher Partei die Kandidaten angehören, 
sieht man gut an einigen Werbeplakaten: Kohl lässt sich mit der Polizei 
fotografieren und tituliert darunter "Demokratie allein sichert die Freiheit 
nicht", Van der Bellen gibt sich im FPÖ-Stil und beschwört unsere Heimat 
und dass wir an Österreich „glauben" sollen. Die Liste kann noch länger 
ergänzt werden. Allesamt wollen bei dieser Wahl die „Sicherheit" für unsere 
„Heimat" repräsentieren, folgen also dem Weg der Hetze und des Terrors 
gegen Muslime und Migrantlnnen, sprechen sich für die Notwendigkeit des 
imperialistischen Kriegs aus und haben keinerlei Interesse für den Großteil 
der Bevölkerung in Österreich - außer für ihre Wählerstimme! 

Bei den letzten Bundespräsidentenwahlen 2010 waren ca. 6,4 Mio 
wahlberechtigt, wovon 53,6% wählen gegangen sind und 7% davon 
ungültig wählten. Die Volksmassen haben kein bis wenig Interesse an 
diesen Waheln - zurecht! Geht nicht wählen, sondern wehrt euch und 
kämpft! 



Aktionen zum Wahlboykott, Innsbruck 
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BERICHT 


Aktionen zur internationalen Kampagne zur Unterstützung 
des Volkskrieges in Indien: 


Wir dokumentieren hier einen Teil des Berichtes des Revolutionären Aufbous zur diesjährigen Aktionswoche der Internationalen 
Kampagne zur Unterstützung des Volkskrieges in Indien: 

"Unter den Losungen des Internationalen Komitees zur Unterstützung des Volkskriegs in Indien, beteiligten wir, der 
Revolutionäre Aufbau, uns an der Internationalen Kampagne. Als Organisation die auf dem Fundament des 
proletarischen Internationalismus aufbaut, ist es für uns von großer Bedeutung unseren Kampf in den imperialistischen 
Zentren mit den Kämpfen der unterdrückten Länder zu verbinden und diese als Triebkraft für unsere eigene Arbeit zu 
sehen! Außerdem trägt der österreichische Imperialismus nicht unwesentlich an der Ausbeutung und Unterdrückung 
der indischen Völker, sowie der Unterstützung der Konterrevolution, bei. Mit Plakaten, Sprays, Veranstaltungen und 
Infoabenden popularisierten wir die Forderungen der Aktionswoche und versuchten den großartigen Kampf der 
indischen Massen sowie ihren höchsten Ausdruck, den Volkskrieg, auch in Österreich zu verbreitern. Verbunden mit der 
theoretischen Auseinandersetzung mit Schriften des Vorsitzenden Mao Zedong, stellten wir das zentrale Element, die 
universelle Bedeutung des Volkskrieges, in den Mittelpunkt, um auch das Bewusstsein der fortschrittlichen Kräfte in 
Österreich zu heben." 



Vollständiger Berich mit weiteren Bildern (inklusive Oberösterreich) auf: 

WWW.REVAUFBAU.WORDPRESS.COM 

Internationale Berichte zu Aktionen auf: 

SIGNALFIRE.ORG I MAOISTROAD.BLOGSPOT.COM 












































VOLKSKRIEG 
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INDIEN 


Wahlen und Wahlboykott in West Bengal 


Am Montag, den 4. April fanden in den 
zwei indischen Bundesstaaten West 
Bengal und Assam Wahlen statt. Gerade 
im Bundesstaat West Bengal ist so et¬ 
was nicht ganz einfach. Ein großer Teil 
des Bundesstaates befindet sich näm¬ 
lich im Roten Korridor* 

Was bedeutet das für die Wahlen? 

Die indische Regierung erklärte 1.962 
der insgesamt 4.945 Wahllokale 
(ca.39%) als "kritisch". Sie wurden durch 
extra Polizeieinheiten, Hubschrauber 
und durch ein dichtes Netz an Über¬ 
wachung geschützt. Noch dazu 
schlossen diese Wahllokale 2 Stunden 
früher als die anderen. 

Wie "ernst" das indische Volk solche 


Wahlen nimmt ist schon längst bekan¬ 
nt. 35% Wahlbeteiligung sind oft Stand¬ 
ard. Anders jedoch im Roten Korridor. 
Hier fällt die Wahlbeteiligung sogar bis 
auf 5%. Dies sind Erfolge der Maois- 
tlnnen und ihrer richtigen Haltung ge¬ 
genüber staatlichen Wahlen. Sie fordern 
das Volk nämlich zum aktiven Wahl¬ 
boykott einerseits, und zum Aufbau ei¬ 
gener politischer Machtorgane, 
andererseits auf. 

*ein zusammenhängendes Gebiet im Osten 
Indiens in dem die Volksbefreiungsgueril¬ 
laarmee (PLGA) kämpft und auf das Volk 
gestützt an vielen Orten befreite Gebiete, 
Gebiete in denen das Volk die Macht in den 
Händen hält und die Imperialisten nichts zu 
sagen haben, aufgebaut hat. 



Der Rote Korridor erstreckt sich von der indisch¬ 
nepalesischen Grenze im Norden bis weit in den 
Süden des Subkontinents. 


B a y 


I Hlghljr affected 
I Moderatcly aflected 
Marginal ly affattc-d 


Was bedeutet Volkskrieg eigentlich? 


Wir berichten zwar regelmäßig von den Volkskriegen, die mo¬ 
mentan auf der Welt geführt werden, aber es ist vielleicht nicht 
jedem klar, was wir damit meinen. Denn nicht jeder bewaffnete 
Kampf ist auch gleich ein Volkskrieg. Der Volkskrieg ist die uni¬ 
verselle militärische Strategie des Proletariats, die von Mao 
Zedong im Zuge der chinesischen Revolution entwickelt wurde. 

Waren in der Russischen Revolution der bewaffnete Auf¬ 
stand und großteils bürgerliche/konventionelle Kriegsführung 
erfolgreich (aufgrund der historischen Situation), so scheiterte 
diese Herangehensweise in vielen anderen Situationen und er¬ 
wies sich damit als ungenügend. Der Volkskrieg ist kurz gesagt 
ein langandauernder Guerillakrieg, aber viel mehr als nur das. 

Er stützt sich auf befreite „rote" Gebiete, in denen sofort mit 
der Umwälzung der alten Zustände und dem Aufbau einer 
neuen Macht begonnen wird, und stellt vor allem die politische 
und ideologische Bildung in den Vordergrund. Volkskrieg heißt 
er deshalb, weil er sich auf das Volk stützt, es bewaffnet und 


mit und für ihm Kämpft. Die Revolution wird somit voll und 
ganz vom Volk gemacht, und nicht nur von einer kleinen 
Gruppe. 

Er teilt sich in drei unterschiedliche Phasen: die strategische 
Defensive zu Beginn, das erkämpfte strategische Gleichgewicht 
und die strategische Offensive, in der schließlich die politische 
Macht auf nationaler Ebene konsolidiert wird. Diese generel¬ 
len Abschnitte ergeben sich aus dem langandauernden Charak¬ 
ter des Volkskriegs, im Laufe dessen die Mobilisierung, 
Organisierung und Bewaffnung des Volkes stetig zunimmt. 
Durch die Kommunistische Partei geführt, stützt er sich auf die 
große Mehrheit der Bevölkerung und wird in seiner Entwicklung 
immer stärker. 

Der Volkskrieg ist daher eine fundamental andere Art zu 
Kämpfen als die der Imperialisten, die Unmengen an Res¬ 
sourcen und Menschenleben vernichten indem sie barbarische 
Kriege der Aggression führen. 



Mao Zedong war Mitbegründer und lange Zeit Vorsitzender der Kommunistischen Partei Chinas. Er war seit einem jungen Al¬ 
ter aktiv an den Kämpfen des chinesischen Volkes beteiligt und hatte eine führende Rolle im Volkskrieg. In dieser Zeit war es 
vor allem Mao, der aus den Siegen und Misserfolgen Lehren zog, zusammenfasste und zu einer einheitlichen Linie formte. 
Diese richtige Linie fiel also offensichtlich nicht vom Himmel, entwickelte sich aber auch nicht spontan aus den damaligen Um¬ 
ständen, sondern durch Maos gelungene Anwendung des Marxismus-Leninismus auf ebendiese. Nur so konnte das chines¬ 
ische Volk in seinem Kampf siegen, die Macht erobern und mit dem Aufbau des Sozialismus beginnen! 

Aber das ist nicht nur historisch relevant, sondern Mao lieferte uns damit auch erstmals eine vollkommene militärische 
Strategie des Proletariats, entwickelte daher den Marxismus-Leninismus grundlegend weiter. Dass der Volkskrieg daher eine 
universelle Strategie des Proletariats ist heißt nicht, dass die chinesischen Erfahrungen als Rezept dienen, sondern dass seine 
Prinzipien den konkreten Umständen entsprechend überall angewandt werden können. 








Heraus zum 


internationaler Kampftag 
der Arbeiterklasse 


AE 


pjjjg 

" _ JT ' . 

r 



H 

7 

ÄS. M 

ilgt g , 

-T., vQpV 

KESS 

S" 

1 

. V . . 

v 




J 

s ^8 

Ki 




re 


volutionäres 


duSi 

SJbbia« «" 0ster 



ABO 



Holt euch die "Antifaschistische Aktion" 
als Abo llx jährlich nach Hause - 
inklusive Sondernummern! 

Preis: 20€ 


AKTION BIS IS/IAI 2016: 

5 € eures Abos kommen der GG/BO Sektion 
Österreich zugute! 


Ich möchte ein Abo der Antifaschistischen Aktion - Infoblatü 
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